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Die Volksparteien sind unter Druck geraten. Die Erosions-

prozesse schreiten im Windschatten der Großen Koalition 

voran. Das Ausfransen an den politischen Rändern ist ein 

Europäisierungstrend, der auch die deutsche Parteienland-

schaft erreicht hat. Politik bedeutet für individuelle Akteure, 

die mit Stimme und Gesicht eine Partei nach außen reprä-

sentieren, Reden mit Folgen. Politik ist Wiederholung. Ohne 

Kommunikation gibt es keine Legitimation. Wer sein Handeln 

nicht ausreichend erklärt, kann keine Gefolgschaft mobilisie-

ren. Doch mit wem soll was, wann und wie kommuniziert 

werden, um zur Entscheidungsfindung zu kommen? Macht-

taktisch sind solche Fragen von besonderer Relevanz für 

politische Entscheidungsträger. Vor allem im Hinblick auf 

eine Regierungssteuerung, bei der Macht- und Sachfragen 

immer zusammen bedacht werden müssen.1

Im Zentrum dieses Handelns steht die Erreichung materieller 

Politikziele als Lösung von Problemen. Um ein solches Politik-

ziel zu erreichen, bedarf es der politischen Entscheidung.2 

Auch die Nichtentscheidung – also der Verzicht auf bzw. das 

Verhindern einer Entscheidung – ist eine mögliche Hand-

lungsoption. Politische Akteure treffen ihre Entscheidungen 

nach einem mehrstufigen Prozess der Informationsverarbei-
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tung. Will man verstehen, warum Akteure bestimmte Entscheidungen 

treffen, muss vor allem dieser Prozess betrachtet werden: Wie kommen 

Entscheidungen im Rahmen der Interaktion zwischen den am politischen 

Prozess beteiligten Akteuren zustande und wer ist beteiligt? Dass sich 

dieser Prozess nachvollziehen lässt, ist auch für die Legitimität staatlicher 

Autorität (wie etwa der Regierung) von Bedeutung. Regierungshandeln 

als politisches Handeln ist somit von einer Kombination von Entschei-

dungsstilen und Steuerungsformen bestimmt. Zu den Grundlagen und 

Ressourcen des Regierens gehört es, die Politik steuerbar (zwischen 

Regelung und Strategie), vermittelbar (zwischen Kommunikation und 

Agenda-Setting) und umsetzbar (zwischen Machterwerb und Macht-

erhalt) zu machen. 

Aussichtsreich scheint im Hinblick auf die wissenschaftliche Betrachtung 

der Regierungssteuerung das Verknüpfen von Regierungsorganisation 

und politischer Führung zu einem Gesamtzusammenhang zu sein. Der 

Blick auf Regierungssteuerung im Bereich der „Kernexekutive”3 führt 

dabei zwangsläufig zur näheren Beschäftigung mit Fragen der Informa-

tionsbeschaffung und -verarbeitung der relevanten Akteure. Die internen 

Routinen, Arbeitsabläufe sowie Abstimmungsmechanismen in den Admi-

nistrationen und politischen Lenkungsgremien rücken somit unter der 

Perspektive der Strategie in den Blick.

Ausgangspunkt der Überlegungen bildet das Politikmanagement.4 Es 

stellt die Verbindung zwischen der Steuerungsfähigkeit der wichtigen 

politischen Akteure und der Steuerbarkeit des politischen Systems her. 

Die jeweiligen Entscheidungen des Politikmanagements, das Tun und 

Lassen der Regierungen, sind abhängig von den Informationsgrund- 

lagen der Regierenden. Die politische Lageanalyse ist das Fundament 

jedweder Regierungssteuerung. Sach- und Machtfragen sind dabei stets 

als ineinander verwoben zu betrachten: Sachliche Überlegungen vermi-

schen sich mit machtpolitischen Absichten und persönlichen Profilierungs-

süchten. Nur wer von Beginn an mit dieser Verknüpfung kalkulierend 

rechnet, kann aktiv Politikmanagement betreiben. Wenn materielle Poli-

tikziele erreicht werden sollen, muss die politische Führung darauf aus 

sein, Mehrheiten aus unterschiedlichen Interessengruppen zu schmieden. 

Dabei gilt es, die Sachrationalität der geplanten Maßnahme mit der poli-

tischen Vermittlungs- und Durchsetzungsrationalität abzuwägen. Politik-

management ist deshalb mehr pragmatische Moderation als hierarchische 

Steuerung.

Drei Arenen des Politikmanagements

Regierungssteuerung kann nur funktionieren, wenn die unterschiedlichen 

Rollenprofile aktiviert werden und somit die Mischung aus Hierarchie und 

Verhandlung zum Politikmanagement einsetzt. Das klassische Repertoire 

der in der Verfassung zugrunde gelegten Institutionen reicht dazu nicht 

aus. Man könnte sogar noch zuspitzen: Die formalen Institutionen sind 

längst ergänzt – keineswegs ersetzt – worden durch informelle Netz-

werke. Um das Räderwerk der Politik in Schwung zu halten, muss jede 

Regierung beachten, dass sie je nach Lageeinschätzung höchst unter-

schiedliche Steuerungsmechanismen aktiviert. Wie sich die Regierungs-

steuerung konkret gestalten kann, ist auch davon abhängig, in welcher 

Arena sie sich abspielt. Drei Arenen sind dabei grundsätzlich zu unter-

scheiden: Die parlamentarische, die administrative und die öffentliche 

Arena.5 Alle drei Arenen verfügen über ausdifferenzierte Handlungs-

ebenen mit eigenen Handlungslogiken und Handlungsanforderungen, 

unterschiedlichen Reichweiten, Grenzen und verschiedenen Beteiligungs-

chancen der Bürger.

Die Grundthese ist dabei, dass sich diese drei Handlungsebenen des 

Regierens im Zuge der Professionalisierung von Politik in den letzten 

Jahrzehnten zunehmend ausdifferenziert haben.6 Dadurch ist das Prinzip 

der repräsentativen Demokratie belastet worden. Denn die Herstellung 

und Legitimation verbindlicher kollektiver Entscheidungen ist aus der 

dafür vorgesehenen parlamentarischen Arena durch Überlagerung, 

Ergänzung und Erweiterung von Regelsystemen der repräsentativen 

Demokratie ausgewandert.7

Die Ebene der Parteiendemokratie

Auf der Ebene der Parteiendemokratie folgt das politische Steuern den 

Mehrheitsregeln des Parlamentarismus. Kurzfristige Kalküle dominieren 

im Dauerwahlkampf. Alle Zuordnungen bei Sachfragen, alle Lösungs-

optionen orientieren sich primär am Dualismus Regierung versus Opposi-

tion. Entschieden wird nicht primär nach dem Gesichtspunkt optimaler 

Problemlösung, sondern nach machtpolitischen, mehrheits- und wieder-

wahlsichernden Aspekten. Die parlamentarische Arena bildet zusammen 

mit der administrativen Arena den Ort, wo sich die politischen Verhand-

lungsprozesse abspielen. Hier werden die allgemein verbindlichen politi-

schen Entscheidungen gefällt.
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Die Ebene der Verhandlungsdemokratie

Auf der Ebene der Verhandlungsdemokratie entscheidet der Konsens das 

institutionelle Arrangement. Wesentliche Entscheidungen werden nicht 

mit Stimmenmehrheit, sondern auf dem Wege von Aushandlungsprozes-

sen getroffen. Sieger und Besiegte sind nicht wie auf der Ebene des 

Parteienwettbewerbs erkennbar. Im Gegenteil: Der Parteienwettbewerb 

wird durch konsensdemokratische („gütliches Einvernehmen”) und kon-

kordanzdemokratische Arrangements überlagert. Die Steuerung ist nicht-

hierarchisch, nicht-majoritär. Die freiwillige Einigung charakterisiert das 

Ergebnis. Der Anteil der Akteure an den Details des geschnürten Ver-

handlungspakets bleibt gezielt geheim, sie verfügen über eine Abschluss-

vollmacht. Blockierende Verflechtungsfallen können dennoch ebenso 

drohen wie Konsensfallen, in welche die jeweilige Opposition geraten 

kann. Bei der administrativen Arena spielen zusätzlich zu den Parteiver-

tretern die Interessengruppen und die Vertreter der bürokratischen 

Verwaltungssteuerung eine wichtige Rolle. 

Die Ebene der Mediendemokratie

Auf der Ebene der Mediendemokratie hat sich die politische Entscheidung 

an den Erfolgsbedingungen der medialen Öffentlichkeit zu orientieren.8 

Aufmerksamkeit entscheidet, weniger die sachliche Notwendigkeit. Die 

Zustimmung zu den politischen Akteuren und den von ihnen vertretenen 

Positionen ist wichtiger als die Lösung von Problemen. Medienadressierte 

Personalisierung (Darstellungspolitik) ist wichtig, nicht das verschwiegene 

Aushandeln in der Verhandlungsdemokratie. Die Steuerung läuft über die 

Beeinflussung und Aktivierung von Stimmungen, nicht über Hierarchie, 

Mehrheit und Konsens. In dieser Arena findet primär die politische Kom-

munikation zwischen den politischen Akteuren und den Bürgern statt.9 

Die politische Kommunikation und die politische Mobilisierung in der 

öffentlichen Arena ist zur Erlangung von Zustimmung des Publikums für 

alle Beteiligten eine entscheidende Voraussetzung zur Durchsetzung ihrer 

politischen Anliegen.

Die Handlungsbedingungen und Funktionslogiken sind somit auf allen 

drei Ebenen sehr unterschiedlich. Die Politik steckt offenbar in einem 

„Steuerungstrilemma”. Was sich in der einen Arena als Erfolgsrezept 

herausbildet, ist schädlich für die Entscheidungsfindung in der anderen 

Arena.

Was bedeutet Reformkommunikation und  

Politikmanagement für die Volksparteien?

Am Fallbeispiel der Reformkommunikation für Modernisierungen im 

Bereich des Wohlfahrtsstaates soll der Zusammenhang zwischen Kommu-

nikation und politischer Entscheidung aufgezeigt werden.10 Welche strate-

gischen Konsequenzen hat das für die Volksparteien? Zehn Komponenten 

sind zu berücksichtigen, wenn eine Mobilisierung für unpopuläre Ent-

scheidungen in Zeiten ökonomischer Knappheit gelingen soll. Diese Kom-

ponenten gelten für Volksparteien, die mit ihrer Führungsmannschaft 

strategische Reformkommunikation betreiben können.11

Nüchterne Ehrlichkeit

Dominierte bis 2006 noch ein öffentlicher Diskurs über ökonomische 

Knappheit, klingt seitdem die mediale Botschaft anders: Konjunktur-

aufschwung. Gemeint sind sprudelnde Steuerquellen und damit einher-

gehend erstmals wieder ausgeglichene öffentliche Haushalte. Doch die 

Bürger nehmen die konjunkturellen Veränderungen als Globalisierungs-

aufschwung war: Die Flut steigt zwar, hebt allerdings erstmals nicht 

gleichzeitig alle Boote. Gesellschaftliche Ungleichheit nimmt zu12, die 

Sensibilität der Bürger für soziale Gerechtigkeit bleibt hoch. Modernisie-

rungsmaßnahmen in Kernbereichen des Wohlfahrtsstaates sind unter die-

sen Bedingungen extrem schwer zu begründen, aber eben nicht unmög-

lich – wie die Konstruktion des Reformsensors zeigen soll.

Reformen in den Sozialsystemen sind unpopulär, weil sie grundsätzlich 

verdachtsbestimmt sind. Die Wähler sind sozial extrem sensibel gewor-

den. Jede Ankündigung von Veränderungen im Bereich der Transferein-

kommen muss sich mit dem Verdacht auseinandersetzen, ungerecht zu 

sein und zu einer Verschlechterung der individuellen Situation zu führen. 

Zudem bergen die Reformen in den Sozialsystemen des Wohlfahrtsstaa-

tes in Zeiten ökonomischer Knappheit verschärfte Verteilungskonflikte. 

Erschwerend kommt hinzu, dass die Gestaltungsmöglichkeiten der politi-

schen Akteure für Reformen angesichts noch lang abzutragender öffent-

lich finanzierter Schuldenberge beschränkt bleiben. 

Die Verteilungskonflikte zu verschweigen oder Handlungsmöglichkeiten 

zu signalisieren, wo es keine gibt, führen zu steigendem Verdruss über 

Politik und Politiker. Das andere Extrem, der Rückgriff auf Krisenrhetorik 
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und Sachzwanglogik, führt ebenso wenig zum Ziel, Mehrheiten für die 

Volksparteien und notwendige Reformschritte zu erlangen. 

Langfristiges Vertrauen der Bürger in die Handlungsfähigkeit von Politik 

kann nur durch Anerkennung der Realitäten gelingen. Hierzu gehören 

einerseits zwangsläufig notwendige Reformen der gesellschaftlichen 

Regelungssysteme, andererseits aber auch die widerstreitenden Interes-

sen, die unterschiedliche Zielvorstellungen haben. Die Botschaft sollte 

wahr, aber nicht in jedem Detail klar sein. Am Ende fördert eine falsche 

Klarheit den Verdruss der Bürger gegenüber der Politik. Wer sich jedoch 

in der Politik der Unwahrheit bemächtigt, hat wenig Chancen, politisches 

Vertrauen zu generieren. Die extreme Kandidatenorientierung der Wähler 

ist auf die Ressource Vertrauen angewiesen.13 Wer dieses politische Kapi-

tal verspielt, kann nicht mehrheitsfähig bleiben. Umso wichtiger ist es, 

vertrauensvoll auch auf die Risiken der jeweiligen Modernisierungsmaß-

nahme zu verweisen. Wer populistisch zu viel verspricht, ohne es einlö-

sen zu können, hat keine Chance zur Wiederwahl.

Ein Vergleich hat gezeigt, dass in anderen europäischen Wohlfahrtsstaa-

ten die Rhetorik der nüchternen Ehrlichkeit sowie die Anwendung des 

Argumentationstyps des „Kümmerers” zur Findung eines solchen Konsen-

ses beigetragen hat und so Problembewusstsein geschaffen wurde, das 

eine Grundlage für die Durchsetzung von vorher unpopulären Maßnah-

men darstellte.14 Die Reduzierung der Botschaft auf die Notwendigkeit 

von Reformen ist allerdings nicht allein Erfolg versprechend – vielmehr 

müssen Komponenten der normativen Reformbegründung hinzukommen, 

die verdeutlichen, wofür Einschnitte nötig sind. Die eindeutig große Mehr-

heit der Wähler belohnt nicht die Vorkämpfer sozialer Errungenschaften. 

Beharrungs- und Sozialpopulisten sammeln sich in Defizit-Parteien – 

zumal einer Retro-Linken. Tendenziell haben alle Bundesparteitage des 

Jahres 2007 eine Antwort auf die seit der Bundestagswahl von 2005 

wachsende Renaissance des Sozialen formuliert. Insofern reagieren die 

Volksparteien auf die neue Herausforderung durch „Die Linke”.15

Doch der Linkstrend lässt sich nicht mehr traditionell als Wunsch nach 

mehr Gleichheit, neuer Umverteilung, mehr Emanzipation oder dem Aus-

bau des Sozialstaats einordnen. Links zielt heute in Zeiten der alltags-

praktisch erlebten Globalisierung mehrheitlich auf linkskonservative 

Motive: Die Faszination von staatlicher Verlässlichkeit (gegen weitere 

Deregulierung und Privatisierung), die Renaissance des Sozialen als 

Antwort auf elementare Gerechtigkeitsfragen und das Primat der Politik 

gegen die Herrschaft des Ökonomischen über alle Lebensbereiche. Hinter 

dieser Themenvielfalt steckt eher Sicherheitskonservatismus als Befrei-

ungsrhetorik linker Ideologien. Alle Parteien haben sich nach der Bundes-

tagswahl in teils dramatischer Abkehr von den alten Wahlprogrammen 

diesen neuen Mobilisierungsthemen zugewandt. 

Dieser neue Kurs entspricht einem öffentlichen Diskurswechsel.16 Erfolg-

reich im Kontext einer strategischen Reformkommunikation wirkt er aller-

dings nur, wenn er nicht in Sozialpopulismus abdriftet und damit zu viel 

verspricht, was nicht eingehalten werden kann. Denn gewählt wird nicht, 

wer die Wirklichkeit verschweigt. Kostenbewusst fragen die Wähler mitt-

lerweile, welche Regierung sie sich leisten können. In Zeiten der Auf-

bruchslosigkeit wählen Bürger in Kategorien der Schadensbegrenzung. 

So schadet die explizite Wende zum Weniger keinem Wahlprogramm im 

Blick auf Mobilisierungschancen. 

Polarisierende Richtungsentscheidung

Nutzenorientierte Wähler richten sich sehr stark nach der Problem-

lösungskompetenz der Spitzenkandidaten. Ohne die Möglichkeiten der 

Zuordnung von Leistungen oder auch Zukunftsperspektiven zu einer 

bestimmten Partei wird der wählerische Wechselwähler Realität, der sich 

ohne feste Parteibindung von Wahl zu Wahl situativ umorientiert. Gezeigt 

wurde auch, dass sich fast alle gesellschaftlichen Gruppen bei ihrer Wahl-

entscheidung an Inhalten orientieren, allerdings in unterschiedlichen 

Ausprägungen.17 Die Konfrontation mit den Parteipositionen muss ziel-

gruppengerecht und in Orientierung an der jeweiligen Wohlfahrtsstaats-

kultur erfolgen. Die Parteien müssen klar machen, wofür sie stehen und 

wie sie sich dadurch von anderen Parteien abgrenzen. Sie können ihre 

inhaltlichen Positionen organisatorisch durch partizipative Verfahren oder 

durch Meinungsumfragen fundieren, wichtig ist dabei die Balance. Die 

Beteiligung der Mitglieder ist vor allem bei der Zielsetzung auf innerpar-

teiliche Partizipation (democracy-seeking) relevant.18 Gewährleistet wer-

den muss dabei die Anknüpfung der Positionen in den einzelnen Politik-

feldern an die Linie der Partei. Geplante Reformvorhaben müssen an-

schlussfähig an den Wertekanon der Partei sein.

Eine polarisierende Richtungsentscheidung bedeutet auch den Mut zur 

Rückkehr der Politik, eine Politisierung des Wettstreits um Problemlösun-
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gen. Allzu oft verkommt Politik in der Politikvermittlung zu einer anderen 

Form der Unterhaltung, die Machtfragen, aber nicht Sachfragen priori-

siert.19 Große Koalitionen reduzieren in der Regel in der ersten Hälfte der 

Legislaturperiode den öffentlichen Wettstreit. Sie lähmen den Parteien-

wettbewerb und verlagern die Konflikte auf eine informelle, nicht öffent-

liche Ebene. Das gilt sicher nicht mehr, wenn die Parteien in die Wahl-

kampfformation einsteigen und der Konkurrenzdruck zunimmt. Insofern 

verschleiern Große Koalitionen systematisch eine polarisierende Rich-

tungsentscheidung. Sie professionalisieren alle Formen und Formate der 

Verhandlungsdemokratie und stilisieren den Konsens zum zentralen 

Entscheidungsmodell. In Vergessenheit gerät dabei, dass in den zurück-

liegenden Jahrzehnten zentrale innen- und parteipolitische Gemeinsam-

keiten nicht im Konsens, sondern im Konflikt entstanden sind.20 Erst 

nachträglich sind aus diesen parlamentarischen Konflikten Konsensposi-

tionen geworden. Eine komplexe Gesellschaft beruht nicht auf der Suche 

nach Übereinstimmung, sondern auf der Einübung von zivilem Umgang 

mit dem Widerspruch. Eine nach formalen Verfahrensregeln gestaltete 

Demokratie hält so etwas aus. Insofern ist eine polarisierende Richtungs-

entscheidung mit divergierenden politischen Angeboten nicht nur aus 

Sicht der Wähler am Wahltag attraktiv, sondern für die Erhaltung der 

liberalen Demokratie unverzichtbar.

Stilsichere politische Führung

Die Volkspartei muss sich mit dem Zielkonflikt zwischen Effizienz und 

Partizipation auseinandersetzen.21 Die professionalisierte Wählerpartei 

kann effektiv und effizient agieren und reagieren. Sie ist als Regierungs-

partei für pragmatische, unideologische Lösungen offen und kann sich 

externen Zwängen anpassen, diese aber auch nutzen. Die Partizipations-

partei schöpft aus einem reichen Ideen- und Themenfundus. Ihre gesell-

schaftliche Verwurzelung macht sie sensibel für Stimmungen und Kon-

flikte. Doch das Werben um Mehrheiten über die eigene, aktive Mitglied-

schaft hinaus und die Umsetzung in Regierungspolitik ist schwierig. Den 

Parteispitzen fehlt Handlungs- und Gestaltungsspielraum. Politische Füh-

rung kann nur stilsicher sein, wenn auf der einen Seite die Parteiführung 

in einem gewissen Rahmen frei agieren kann und wenn sie gleichzeitig 

ein Gespür für relevante Fragestellungen hat sowie mögliche Antworten 

bereithält. Die Bändigung dieses Konflikts fordert die organisatorische 

Kreativität der Partei.

Auf dem Feld der politischen Führung hat sich neue Sachlichkeit gepaart 

mit Bescheidenheit ausgebreitet.22 Populär ist eben nicht nur die starke 

politische Führung, sondern Stilsicherheit. Authentizität geht dabei vor 

Kraftmeierei. Die Rolle von Spitzenkandidaten ist von hoher Relevanz für 

die Mobilisierung im Bereich von wohlfahrtsstaatlichen Modernisierungs-

maßnahmen.

Schlüssige Reformkommunikation

Reformkommunikation muss Rücksicht nehmen auf die Wohlfahrtsstaats-

kultur des eigenen Landes, wenn sie Akzeptanz für unpopuläre Reform-

maßnahmen erlangen möchte. Sozialstaatlichkeit gehört zur Staatsräson 

der Bundesrepublik Deutschland. Jede Reform ohne einen positiven 

systematischen Bezug zu dieser politisch-kulturellen Konstante muss 

scheitern. Wer somit Reformen in ihrer Wirkung nicht als gerecht und fair 

für die Bürger erfahrbar macht, verletzt Grundkonstanten der politischen 

Kultur in Deutschland. Dabei ist zu beachten:

Die Orientierung an identifikationsstiftenden Leitthemen, die sich auf 

die Wohlfahrtsstaatskultur stützen, können über die eigene Zielgruppe 

einer Volkspartei hinaus die Bevölkerung hinter der Regierung und hin-

ter dem Reformvorhaben vereinen. Bei Missachtung der Wohlfahrts-

staatskultur riskiert eine Volkspartei als Organisation einen Identitäts-

verlust.

Die Kommunikation politischer Strukturreformen muss im Kontext  

von politischem System, politischer Kultur und Wohlfahrtsstaatstyp als 

langfristiger Prozess angelegt sein.

Die Herausforderung an die Reformkommunikation liegt nicht nur in 

der Faktenvermittlung, sondern auch darin, die Reformverlierer ehr- 

lich und direkt anzusprechen, sowie kommunikativ und faktisch abzu-

sichern.

Ein Dialog mit betroffenen Interessengruppen und die kommunikative 

Multiplikatorfunktion der Volksparteien bis zur Basis dienen als „kom-

munikatives Frühwarnsystem”. Proaktive, vorausschauende Reform-

kommunikation ist dann weniger notwendig.

Zu den Erfolgsbedingungen einer Mehrheitsbildung gehört eine in sich 

schlüssige Reformkommunikation.23 Das ist weitaus mehr als eine wär-

mende Leitidee. Gesucht wird ein übergeordneter Begründungszusam-

menhang, der die Abfolge politischer Prozesse und damit die weiteren 


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Reformschritte in verständlicher Sprache glaubwürdig und nachvollzieh-

bar kommuniziert und die Sachschritte in eine übergeordnete Zielper-

spektive einordnet. Die Botschaft ist der Kern der Strategie. Häufig 

werden Reformprozesse als alternativlos in der Rhetorik von Kassen-

warten dargestellt. Doch die Logik der leeren Kassen hat keinen Mobili-

sierungscharme. Wertegestützt, realitätsbasiert und handlungsorientiert 

begründet sollten Veränderungsprozesse erklärt werden.

Reformkommunikation der Volksparteien muss dabei auf die Mitte der 

Gesellschaft zielen. Volksparteien sind immer auf der Suche nach dem 

heiligen Gral der Mitte. In der Mitte der Gesellschaft sind die meisten 

Wähler für die Volksparteien zu finden, denn mit Abstand die meisten 

Bürger zählen sich in Deutschland politisch zur Mitte. Doch bei der letzten 

Bundestagswahl wählten nur noch rund 70 Prozent die beiden großen 

Volksparteien CSU/CSU und SPD. Die Zahl erscheint zwar hoch, doch  

vor zwanzig Jahren sammelten sich die Wähler noch zu 90 Prozent um 

diese Parteien herum. Viele Bürger fühlen sich mit ihrer persönlichen 

Mitte-Orientierung seit geraumer Zeit nicht mehr bei den Volksparteien 

beheimatet. Insofern ist es keine Überraschung, dass sich Gerhard 

Schröder 1998 auf die Suche nach der „Neuen Mitte” machte und Angela 

Merkel auf dem Bundesparteitag in Hannover 2007 „Die Mitte” ins  

Zentrum rückte.

Wahlsoziologisch ist die Mitte ebenso schwer zu vermessen wie gesell-

schaftspolitisch. Im Kern geht es um eine gefühlte Zugehörigkeit auf 

einer Basis gehobener Berufsqualifikation, einer entsprechenden beruf-

lichen Stellung als Angestellter in Leitungsfunktion oder Beamter im 

öffentlichen Dienst. Doch wenn sich die Mitte bedroht fühlt und erodiert, 

dann ändert sich auch die Qualität der Demokratie. Denn die Mitte sorgt 

für den sozialen Zusammenhalt und stützt die Demokratie.

Zeitfenster und Tempowechsel

Wer Mehrheiten hat, sollte sie auch nutzen. Schnell und klar sollte die 

Abfolge der Reformschritte erfolgen. Das verhindert nicht nur eine geord-

nete Gegenmobilisierung, sondern ist essentiell, um das Unpopuläre 

durchzusetzen, ohne das Ziel verändern zu müssen. Tempowechsel 

können dabei durchaus Teil der Strategie sein. Keiner setzt sich länger-

fristig zustimmend einem permanenten Stakkato an Veränderungen aus. 

Die Balance aus Reform und Ruhe ist Bedingung zur Mobilisierung von 

Mehrheiten. Beschleunigung zu Beginn, Entschleunigung vor dem näch-

sten Großprojekt.

Zeitfenster, windows of opportunity, erleichtern die Herbeiführung von 

Reformpolitik und die Herstellung von gesellschaftlichem Konsens über 

die Notwendigkeit von Reformen.24 Zeitfenster können beispielsweise 

durch krisenhafte Erscheinungen in einem reformbedürftigen Politikfeld 

entstehen. Zeitfenster und günstige Gelegenheiten sorgen für die Ent-

stehung von Problembewusstsein in der Gesellschaft, was dann das Vor-

handensein von „informationellen Erstschlagskapazitäten” voraussetzt, 

um die Problemlösung praktisch zeitgleich mit der Problemartikulation 

bereitzuhalten.

Dem schnellen Handeln beim Öffnen von Zeitfenstern steht der Tempo-

wechsel in der folgenden Phase entgegen. Daraus wird deutlich, dass 

dem anfänglich schnellen Handeln in der Medienarena eine Entschleuni-

gung in der Partei folgen muss. Die Parteien sind unverzichtbar bei der 

Herbeiführung von Mehrheiten für Unpopuläres, ihre gesellschaftliche 

Multiplikatorenfunktion ist nicht zu ersetzen. Somit müssen Regierungs-

akteure für die Anschlussfähigkeit ihrer Reformpolitik an die normativen 

Ideale und die Grundprinzipien ihrer Parteien sorgen. Hierbei kommt der 

Input-Funktion der Parteien große Bedeutung zu – Regionalkonferenzen 

und Parteiforen sorgen für das Ausfüllen der Aura der Beteiligung mit 

Leben. 

Input-Legitimation der Parteien

Wer weitere Reformeinschnitte als Wende zum Weniger nicht zum Gegen-

stand neuer Beteiligungschancen und neuer Willensbildungsprozesse 

innerhalb der Parteien macht, vergibt die Chance, Sach- und Machtfragen 

längerfristig miteinander zu verknüpfen.25 Die Parteien sind zukünftig 

nicht nur für die Phase des Machterwerbs elementar, sondern auch als 

Regierungsparteien existentiell. Dabei sollten die Modernisierungsein-

schnitte der Reformen zuerst als Kulturleistungen, nicht als Ökonomie-

projekt, das Nützlichkeits- oder Effizienzrhetorik koppelt, interpretiert 

werden. Nur die Integration des Umbruchs in die jeweiligen parteipoliti-

schen Traditionsstränge sichert auch emotional die Unterstützung für 

Unpopuläres.26 Dabei richtet sich der Blick auch auf die Stammwähler, die 

es immer noch gibt. Sie sind basisverwurzelte Aktivisten aus der Mitte 

der lokalen Gesellschaft und zudem extrem enttäuschungsresistent. Für 
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das Management der Balance zwischen Modernisierung und Beharrung 

sind sie unverzichtbar. Stammwähler sind Spezialisten für Bodenhaftung 

und damit wichtig für jede Mobilisierungsstrategie. Wer sie als Partei 

nicht erreicht, kann auch keine anderen neuen Wählergruppen an sich 

binden.

Für eine neue Input-Legitimation der Parteien sind zwei Aspekte bedeu-

tend: Parteien brauchen eine Aura des Nutzens und eine Aura der Betei-

ligung.27 Die Reformüberlegungen der Parteien tendieren in drei Rich-

tungen: plebiszitär (Alle Macht dem Volke!), basisdemokratisch (Alle 

Macht den Mitgliedern!) und elitär (Alle Macht den Funktionären!). Doch 

vor den Richtungsentscheidungen für Umstrukturierungen der Willens- 

und Entscheidungsbildung sollte etwas anderes betont werden: Am 

Anfang steht der Nutzen für die Bürger im vorpolitischen Raum. Gras-

wurzelparteien sind wie Selbsthilfeorganisationen immer problemlösend 

und hilfsbereit vor Ort. Die Parteien sollten nicht auf Gäste warten, son-

dern sich selbst einbringen, wo immer aktueller Bedarf besteht. Gerade 

angesichts ideologischer Unbekümmertheit geht eine Faszination vom 

wichtigen Ansprechpartner, einem Problem-Lotsen vor Ort aus, völlig 

unabhängig von parteipolitischen Zuordnungen.28 Solche geduldigen Mis-

sionare beeindrucken durch den Rückzug auf das Wesentliche, durch eine 

Programmatik des Sichzurücknehmens, der Reduktion. Wenn Parteien 

wieder diesen Nutzen erreichen, steigt die Attraktivität. Mit der Lösung 

von Alltagsproblemen wächst automatisch das Reservoir von Wählerstim-

men. 

Das Erschließen neuer Netzwerke bedeutet die Öffnung der Parteien für 

neue Ideen und Unterstützergruppen und verspricht neues Potential für 

Mitgliederwerbung.29 Erhalten die Mitglieder gleichzeitig erweiterte Mit-

bestimmungsrechte, können sie durch die erhöhte Wirksamkeit inhalt-

licher oder formaler Partizipation zu stärkerer Mitarbeit motiviert werden. 

Parteibindung und Parteiengagement haben eine entscheidende Vorbe-

dingung: Vertrauen. Dieses erwerben Parteieliten durch die Formulierung 

von umfassenden Sinnbotschaften. Wenn Parteibindungen nicht mehr 

durch schicht- und milieubedingte Sozialisationsprozesse entstehen, 

müssen sie durch an Wertvorstellungen und Kausalannahmen orientierte 

Politikangebote erarbeitet werden. Sinnbotschaften sind der politische 

Kompass, der Mitglieder und Wähler durch den Dschungel der Tagespoli-

tik führt. Orientierung bedeutet dabei auch, dass Wähler, Sympathisanten 

und Mitglieder wissen, wo sie die Parteien im politischen Wettbewerb 

verorten können. Parteibindungen setzen also ein Mindestmaß an unver-

wechselbarem Profil voraus. Wo aber eine wahlsoziologisch diffuse „Mitte” 

zum allseits umworbenen heiligen Gral des Parteienwettbewerbs mutiert, 

werden Parteidifferenzen zwangsläufig unsichtbar. Parteibindungen kön-

nen aber nur dann entstehen, wenn Prioritäten und Alternativen sichtbar 

bleiben. Gerade dem harten Wettstreit, der Dialektik von Mobilisierung 

und Gegenmobilisierung verdankten die großen Parteien ihre enormen 

Mitgliederzuwächse. Davon ist besonders in Zeiten der Großen Koalition 

nichts zu spüren.30 Inhaltliche Profilierung statt undeutliche Event-Ober-

flächlichkeit wäre auch eine Antwort auf die Krise.

Das passive Bekennen zu einer Partei und zu ihren Inhalten ist immer 

weniger Motivation für einen Parteibeitritt. Nur wer glaubt, innerhalb 

einer Partei im Sinne seiner politischen Anliegen Einfluss nehmen zu 

können, ist für Mitgliederwerbung erreichbar. Zur Aura der Beteiligung 

gehört das Bewusstsein über völlig neue Legitimations- und Partizipati-

onsmuster der Bürger. Neue Formen von Öffentlichkeit ergeben sich  

auch durch das soziale Internet. Für junge Menschen muss ein Flair des 

Selbstgemachten bei jeder parteipolitischen Beteiligungsform beachtet 

werden.

Programmarbeit als Strategiefaktor

Ein neuer Magnetismus an Zustimmung könnte den Parteien mit neuen 

Ideen, attraktivem Personal, medialer Geschicklichkeit und den richtigen 

Worten zur richtigen Zeit erwachsen. Die Schwäche der Volksparteien 

hängt nicht primär mit abnehmender Mitgliederzahl und nachlassender 

Kampagnenfähigkeit zusammen. Vielmehr sind die Volksparteien weit-

gehend basislos geworden und weniger gesellschaftlich verankert. Ihnen 

fehlt die notwendige Repräsentativität, um konfliktsensibel agieren zu 

können. Sie sind immer weniger Bindeglied in der Funktionslogik des 

repräsentativen parlamentarischen Systems und kein Resonanzraum für 

Stimmungen. Der Wettbewerbsdruck führt zu einer dramatischen Gegen-

wartsfixierung. Es bleibt immer weniger Zeit, um Entscheidungen mit 

immer längeren Wirkungen zu treffen. Die Volksparteien leiden an strate-

gischer Unsicherheit über ihr jeweiliges Zukunftsprofil und ihre Identität.

Insofern ist es folgerichtig, mit neuen Grundsatzprogrammen nach Iden-

titäts- und Markenkernen zu suchen. Sinnlöcher gilt es aufzufüllen. Die 

Erneuerungskur ist notwendig, um auch der ewigen Verführung der 
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Politik durch das Naheliegende zu entkommen. Die 2007 in der SPD, der 

CDU und der CSU abgeschlossene Programmdiskussion war innerpartei-

lich wichtig, aber nur begrenzt außenwirksam. Nicht immer sind innova-

tive Politikkonzepte eingeflossen. Vielmehr galt es, mit nachholendem 

Charakter den Vorrat an gemeinsamen Selbstverständlichkeiten wieder 

aufzufüllen. 

Wertorientierte Begründungskontexte

Der Ansatzpunkt für das Fitnessprogramm der Parteien ist ausschließlich 

inhaltlich ausgerichtet. Denn nur die Partei ist erfolgreich, die als Forma-

tion die Kraft besitzt, einem gesellschaftlich bedeutenden Konflikt politi-

schen Ausdruck zu verleihen: Idealtypisch mit Personen und Program-

men, die in sich stimmig sind. Antworten auf solche grundlegenden 

Cleavages sind auf drei Ebenen zu suchen: der verteilungspolitischen 

Konfliktlinie (Umverteilung versus Marktliberalität), der Divergenzen 

zwischen Zentrum und Peripherie (zwischen Mehrheiten und neuen Min-

derheiten) und der wertbezogenen, kulturellen Dimension von Konflikten 

(zwischen gemeinwohlorientierter Bürgerlichkeit und nicht-bürgerlichem 

Populismus). Eine wiedererkennbare Wertigkeit einer Volkspartei als 

Antwort auf die elementaren Konfliktlinien müsste kulturell und nicht 

ökonomisch daherkommen. Dafür sind im Moment die Zeichen der Zeit 

günstig. Die Sehnsucht nach moralischer Orientierung nimmt empirisch 

messbar ebenso zu, wie das Wissen um die Kraft einer Wertorientierung.

Das christliche Element der Union könnte in einer modernen Variante 

beispielsweise so ein Markenkern werden: als Präventivstrategie gegen 

die Desintegration der Gesellschaft bei der Entwicklung zivilisatorischer 

Standards im Umgang der Mehrheitsgesellschaft mit Minderheiten. Eine 

Volkspartei könnte Spürgefühl für die schleichende Bedrohung der nor-

mativen Infrastruktur unseres Gemeinwesens entwickeln. Für die SPD 

werden sicherlich elementare Gerechtigkeitsfragen für alle Politikfelder 

den wertorientierten Normhorizont ausfüllen. Wenn es darum geht, Iden-

titäten zu mobilisieren, dann sind Verortungen im Mittelfeld der zentralen 

Konfliktlinien gefordert. Wer mobilisieren möchte, kann in diesem Bereich 

dem Konflikt Ausdruck und Stimme geben. 

Um einer Beliebigkeit und der Pragmatik des Augenblicks bei den Antwor-

ten auf diese elementaren Konfliktlinien zu entkommen, muss der Mar-

kenkern einer Partei erkennbar sein. Das ist viel mehr als Marketing.31 

Der Markenkern resultiert aus den jeweiligen Wertefundamenten.32 Füh-

rung durch Werte bedeutet nicht Zeitgeistanbiederung, sondern selbst für 

andere attraktiv zu werden. Führung in diesem Sinne kommt strikt ohne 

Echo-Demoskopie aus. Regieren und Opponieren besteht gerade in 

Zeiten ökonomischer Knappheit aus dem Festsetzen von Prioritäten, nicht 

aus deren scheinbarer Aufhebung. 

Eine politische Mitte, die sozial sensibel daherkommt, ohne aber gleich-

macherisch zu sein – das wäre eine Kombination aus bürgerlicher Solidi-

tät, gemeinwohlorientiertem Kaufmannsgeist und bildungsbürgerlichem 

Traditionsbewusstsein. Mehrheiten für Unpopuläres sind in so einer Tona-

lität organisierbar, weil sie mit ganzheitlichen Lebenswelten rechnen und 

nicht alles auf funktionalistische Leistungsparameter der Wettbewerbsge-

sellschaft reduzieren.

Bilder von der Zukunft

Zum Politikmanagement einer Regierung gehört zentral die politische 

Kommunikation in der mediendemokratischen Arena.33 Darstellungsarm 

und bescheiden im Stil protestantischer Armutsästhetik präsentiert sich 

zurzeit die Kanzlerin, was stimmig zum Zeitgeist der neuen Sachlichkeit 

passt. Aufmerksamkeitsmanagement ist in Großen Koalitionen viel 

schwerer als in kleinen. Denn die öffentlich verordnete Harmonie der 

beiden Volksparteien hat keinen medialen Unterhaltungswert, die Wil-

lensbildung erfolgt ohne Kameraausleuchtung. Wenn Große Koalitionen 

erfolgreich sind, müssen sie heldenlos und bildarm agieren. Sie sind 

strukturell TV-untauglich. Um so mehr kommt es auf einzelne Bilder an. 

Außer den anfänglichen Honeymoon-Bildern von Merkel und Müntefering 

gibt es bislang auch nicht im Ansatz ein positives Foto, ein nicht insze-

niertes authentisches Bild zum Programm der Bundesregierung. Als wich-

tiger Bestandteil eines Reformsensors ist die Suche nach adäquaten Bil-

dern ebenso wichtig wie die Entwicklung eines Master Frames. Die Bilder 

sollten sich an der Schnittmenge von Mehrheiten ausrichten: sozial ge-

recht, ökonomisch effektiv und kulturell modern.

Neben der Reaktivierung der Identitätskerne müssen die Volksparteien 

die Mitte für sich gewinnen. Dazu gehört es, ein stimmiges gesamtgesell-

schaftliches Leitbild visuell und kommunikativ zu formulieren, dass 

Politikinhalte mit habituellen Elementen vereint. Vertrauen muss auch 

emotional-kulturell mobilisiert und gewonnen werden, was über Sach-
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zwanglogik nicht gelingen kann. Zeitgeistsensibilität und Zukunftsverant-

wortung sind Bauteile eines solchen gedanklichen Raumes. 

Worte als Taten

Neue abweichende und langfristige Ideen – auch im Bereich von Reform-

kommunikation – werden in Think-Tanks oder geschützten Räumen 

entwickelt und formuliert.34 Diese Orte strategischer Politik- und Kommu-

nikationsentwicklung gilt es in Deutschland auszubauen. Die Parteien 

sind heute hingegen eher ideenfreie Zonen beziehungsweise Instanzen 

zur Sprachregelung. Notwendig wäre beispielsweise ein Ausbau der 

„Schulen der Macht” – den Schools of Governance.35 Dort werden Füh-

rungspotentiale vermittelt für kommende Machtmakler. Sie verbinden die 

Substanz von Politik (policies) mit der Vermittlung der Politik. Dort wird 

Politikmanagement wissenschaftlich gelehrt. Dort kann man erfahren, 

wie Darstellungs- und Entscheidungspolitik signifikant zusammenhängen.

Fazit

Die oben dargelegten zehn wichtigsten Komponenten eines Reform-

sensors36 wurden komparativ empirisch ermittelt und strategisch im 

Sinne von anwendungsorientierter Politikberatung zugespitzt. Reform-

politik scheitert, wenn sie sich nicht produktiv mit diesen Einflussfaktoren 

und Wirkungslogiken von Reformkommunikation auseinandersetzt. Für 

die Fortsetzung einer weiteren wissenschaftlichen Analyse wäre es not-

wendig, die zehn Variablen in einen Kontext einzubringen. Nur so könnte 

vermessen werden, welche Variablen wichtiger als andere sind, welche 

Reihenfolge zu beachten wäre und welche Korrelationen untereinander 

bestehen. Die qualitativen und quantitativen Messgrößen für den Reform-

sensor als „Fühler” müssten noch ermittelt werden. Dies ließe sich auf 

konkrete Politikfelder anwenden, so dass verlässliche Aussagen über die 

potentielle Mehrheitsfähigkeit in Zeiten ökonomischer Knappheit und 

wachsender Ungleichheit getroffen werden könnten. 

Die Komponenten verdeutlichen, in welchem Maße Gestaltungsspielräu-

me für individuelle Akteure in der politischen Kommunikation bestehen. 

Kommunikative Macht ist eine zentrale Ressource beim Fahrplan für 

Modernisierungsprozesse. Sie ist viel mehr als vordergründige Schlag-

wortentwicklung. Definitionen schaffen Realitäten. 

Volksparteien sind heute säkularisierte Kirchen mit ganz eigener Trans-

zendenz. Wer sie als politisches Unternehmen nutzt, um problemlösend 

zu wirken, braucht Mehrheiten. Ohne Kommunikation keine Mehrheit, 

ohne Sprache kein Programm.37 Reformprogrammatik ist proaktiv. Sie 

gehört mit dem Set an notwendigen unpopulären Maßnahmen zum 

zukunftsfesten Umbau des Sozialstaats und zur Schlüsselaufgabe von 

Volksparteien. Insofern schützt auch eine komplexe Reformdiskussion 

innerhalb der Volksparteien davor, selber zu populistischen Volksbelau-

schern zu werden. Zur Mehrheitsfähigkeit gehört aber ebenso zuneh-

mend auch in Deutschland, Vielparteien-Regierungen auszugestalten.  

Die Europäisierung des deutschen Parteiensystems schreitet voran. Das 

wird auch die zukünftige Reformkommunikation vor neue Herausforde-

rungen stellen.
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